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Dentſchland. 


Berlin, 8. Juni. Die „National-Zeitung“ 
ſchreibt über die Nachkonferenz: 

Am 13. Juni 1878 verſammelten ſich Euro⸗ 
pas erſte Staatsmänner im Reichskanzlerpalals in 
der Wilhelmſtraße, um in ernſte Berathung zu tre⸗ 
ten über die beſtmögliche Löſung der orientaliſchen 
Frage. Nach vierwöchentlichem hartem Ringen der 
einander widerſtreitenden Meinungen und Intereſſen, 
und nachdem wiederholt der Abbruch der Verhand- 
lungen gedroht hatte, kam endlich am 13. Juli 
Dank der klugen und verſöhnenden Einwirkung des 
Kongreß⸗-Präſidenten, des deutſchen Reichskanzlers, 
der Vertrag von Berlin zu Stande. Als das 
Vertrags-Inſtrument vollinhaltlich bekannt wurde, 
feblte es nicht an ſkeptiſchen Diplomaten, Staats- 
männern und Politikern, welche ſich von der Wir- 
kung dieſes Vertrages ſehr wenig verſprachen. Wohl 
ſehlte es auch nicht an Machinationen und An- 
ſtrengungen, die Beſtimmungen des Vertrages illu⸗ 
ſoriſch zu machen, aber als man in Konſtantinopel 
und Petersburg an dem feſten Willen der übrigen 
Signatarmächte, die Beſchlüſſe des Kongreſſes durch⸗ 
geführt zu ſehen, nicht mehr zweifeln konnte, ge⸗ 
langten die Hauptbeſtimmungen des Vertrages in 
überraſchend kurzer Zeit zur Aus führung. 

Die ruſſiſchen Truppen verließen nach einigem 
Zögern in geordneter Weiſe das türkiſche Gebiet, 
die Bulgaren erhielten ihren Fürſten, die Oſtrume⸗ 
lier bekamen ihre Selbſtverwaltung unter Aleko 


Paſcha, die Oeſterreicher beſetzten Boenten und die 


Herzegowina. Unerledigt blieben die der Pforte 
auferlegten Abtretungen an Montenegro und Grie⸗ 
chenland und die verheißenen inneren Reſormen. 
Daß Montenegro nicht in den wohlverdienten Beſitz 
der izm von Europa zugeſprochenen Diſtrikte ger 
langen kann, liegt an dem bewaffneten Widerſtand 
der Albaneſen, die auf Tod und Leben gegen dit 
Unterwerfung unter die montenegriniſche Herrſchaft 
zu kämpfen bereit find. Die Durchführung der 
auf die griechiſche Grenzregulirung bezüglichen Be- 
ſtimmungen ſcheiterte an dem Widerſtreben der 
Pforte; wiederholt haben türkiſche und helleniſche 
Kommiſſare die Frage berathen; aber immer gingen 
ſie unverrichteter Sache auseinander. 

Dieſe beiden unerledigten Punkte des Berliner 
Vertrages drohten in der letzten Zeit Anlaß zum 
Wiederaus bruch eines Krieges auf der Balkanhalb⸗ 
inſel zu werden. Da aber die an der Neugeſtal 
tung der Dinge auf der Halbinſel in erſter Reihe 
intereſſirten Mächte das Wiederauflodern der Kriegs⸗ 
flamme gegenwärtig unter allen Umſtänden zu ver ⸗ 
hindern bemüht find, fo gab es nur ein Auskunfts- 
mittel, die Streitfragen ohne Blutvergießen zur Ent⸗ 
ſcheldung zu bringen — eine abermalige gemeinſame 
Aktion der Mächte. 

Das neue engliſche Kabinet nahm ſofort die 
Gelegenheit wahr, ſich Europa im Gegenſatz zu der 
ſtets kriegsbereiten Torry-Regierung als Friedens⸗ 
Apoſtel vorzuſtellen, indem es durch die Note Lord 
Granville's die Signatarmächte zu gemeinſamer, 
friedeſtiftender Aktion gegen die Pforte aufforderte. 
Die Note batte den gewünſchten Erfolg. Nach 
mehrwöchentlichen Verhandlungen haben ſich die 
Mächte dahin geeinigt, die griechiſche Grenzfrage 
auf einer Botſchafter⸗Konferenz zu Berlin, die mon⸗ 
tenegrintſch-albaniſche Frage und die wegen der Re- 
formen im Innern durch eine Botſchafter⸗Konftrenz 
in Konſtantinopel berathen und erledigen zu laſſen. 
Die Botſchafter am goldenen Horn ſind mit der 
Abfaſſung einer identiſchen Note an die Pforte be- 
ſchäftigt. 

Die Konferenz in Berlin wird, wie ſchon mit⸗ 
getheilt, am 16. Juni zuſammentreten. Sie wird 
ſich ausſchließlich mit der griechiſchen Frage beſchäf⸗ 
tigen, und zwar in Folge der Vorſchläge des deut⸗ 
ſchen Kanzlers, welcher dabei ganz im Sinne der 
öſterreichiſchen Regierung handelte, die ſich dagegen 
ſträubte, daß noch andere Gegenſtände als die 
griechiſche Angelegenheit die Konferenz beſchäftigen 
follten. 

Schon Lord Salisbury hatte eine Nachkonfe⸗ 
renz zur Erledigung der griechiſchen Sache in Bor- 
ſchlag gebracht. Damals hatte unſere Regierung 
die Bedingungen, unter welchen die Nachkonferenz 
zuſammenzutreten hätte, feſtgeſtellt. Sie find auch 
für die jetzt zuſammentretende Konferenz maßgebend 
geworden. 

Nach einer in dem neueſten franzöſtſchen Gelb- 
bucht mitgetheilten Depeſche des Grafen St. Ballier 
lauten disſelben: 


1) die Kommiſſion wird ausgedehnte politiſche 
Vollmachten und nicht blos einen techniſchen Cha⸗ 
rakter haben; fie wird deshalb aus mindeſtens zwei 
Kommiſſarien einer jeden Macht beſtehen, einem di⸗ 
plomatiſchen Agenten, der die Fragen von allgemeir 
ner und politiſcher Bedeutung zu behandeln und zu 
entſcheiden hat, und einem Offizier vom General- 
ſtabe oder Genie, der mit dem techniſchen Theile 
und den Einzelnheiten der Operation zu betrauen 
wäre; 

2) die Entſcheldungen der Kommiſſion ſowohl 
über die großen Fragen der allgemeinen Grenzlinie 
als über die untergeordneten und ſpeziellen Punkte 
werden mit Stimmenmehrheit gefaßt werden und es 
verſteht ſich im Voraus, daß dieſe Majorität für 
die Kabinette maßgebend ſein wird, welche die an⸗ 
genommenen Entſchetdungen nicht beanſtanden werden. 

Fürſt Bismarck verlangte auch den Ausſchluß 
der Pforte von der Theilnahme an der Konferenz, 
ſie könne als Intereſſent nicht zugleich Schiedsrichter 
ſein. Die Hauptſchwierigkeit wird die Frage wegen 
Janina bilden. Der Sultan ſoll erklärt haben, 
für den Beſitz Janinas die Waffen ergreifen zu 
wollen, König Georgios hat andererſeits dieſe 
Stadt als unbedingt nothwendig für Griechenland 
in Anſpruch genommen. Oeſterreich ſoll entſchieden 
gegen die Ueberweiſung Janinas an Griechenland 
ſein, während England und Frankreich zu Gunſten 
der griechiſchen Anſprüche eintreten und auch hoffen, 
Deutſchland dafür gewinnen zu können, was man 
ͤſterreichiſcherſeits aber als vollkommen ausgeſchloſſen 
betrachtet. Die Konferenz wird vermuthlich nicht 


In welcher Weiſe fie ihren Beſchlüſſen Geltung zu 
verſchaffen gedenkt, iſt noch unklar. 

Nach einem Briefe der „Pol. Korr.“ aus 
Athen ſollen einige Vertreter der Großmächte der 
griechiſchen Regierung angedeutet haben, für even ⸗ 
tuelle Beſchlüſſe der Berliner Konferenz fi zur mie 
litäriſchen Okkupation der Nach barprovinzen vorzu⸗ 
bereiten. Doch ſcheinen die Mächte die Hoffnung 
zu hegen, daß eine bewaffnete Intervention zur 
Durchführung der Konferenzbeſchlüſſe nicht noth⸗ 
wendig ſei, daß dieſelben vielmehr ihre moraliſche 
Wirkung äußern und dieſe durchdringen werde. 
Die Türkei verheißt mittlerweile die ſtrikteſte Aus⸗ 
führung der noch unerledigten Beſtimmungen des 
Berliner Vertrages, beſonders der griechiſchen und 
montenegriniſchen Frage, verwahrt ſich aber gegen 
jede fremde Einmiſchung in innere türkiſche Ange 
legenheiten. 


— Die Kommiſſion zur Vorberathung der 
kirchenpolitiſchen Geſetzesvorlage begann heute mit 
der Diskuſſion über Artikel 10, welcher lautet: 

„Die Miniſter des Innern und der geiſtlichen 
Angelegenheiten ſind ermächtigt, die Einrichtung 
neuer Niederlaſſungen von Genoſſenſchaften, welche 
im Gebiete der preußiſchen Monarchie gegenwärtig 
beſtehen und ſich ausſchließlich der Krankenpflege 
widmen, zu genehmigen, auch widerruflich zu ge- 
ſtatten, daß gegenwärtig beſtehende weibliche Ge⸗ 
noſſenſchaften, welche ſich ausſchließlich der Kran⸗ 
kenpflege widmen, die Pflege und Unterweiſung von 
Kindern, die ſich noch nicht im ſchulpflichtigen Alter 
befinden, als Nebenthätigkeit übernehmen. Neu er- 
richtete Niederlafjungen unterliegen der Aufſicht des 
Staats in Gemäßheit des § 3 im Geſetz vom 31. 
Mat 1875 (G.⸗S. S. 217) und können durch 
Königliche Verordnung aufgehoben werden. Der 
Krankenpflege im Sinne des Geſetzes vom 31. 
Mai 1875 iſt die Pflege und Unterwelſung von 
Blinden, Tauben, Stummen und Idioten, ſowie 
von gefallenen Frauenzimmern gleich zu ſtellen.“ 

Von dem Abg. Dr. Brüel war dazu ein 
Antrag geſtellt worden, welcher dahin ging, nicht 
blos die Unterweiſung, ſondern auch die Pflege von 
Kindern im nicht ſchulpflichtigen Alter den Kran- 
kenpflegeorden zu geſtatten, außerdem auch die Auf- 
nahme neuer Mitglieder generell freizugeben, wo⸗ 
fern nicht die Miniſter des Innern und des Kul- 
tus dagegen ausdrücklich Einſpruch erheben. — 
Der Antragſteller behauptete, hier ganz auf dem 
Boden der Regierungsvorlage zu ſtehen. Er wollt 
die Frage unentſchieden laſſen, wie weit in Bezug 
auf die geiſtlichen Orden noch eine weitergehende 
Konzeſſton demnächſt gemacht werden könne. Nicht 
blos die Unterweiſung, ſondern auch die Pflege Jolle 
dem Orden geſtattet werden; auch die zu geſtattende 
Aufnahme neuer Mitglieder unter der von ihm for⸗ 
mulirten Bedingung entferne ſich nicht im Prinzip 


von der Regierungs⸗Vorlage. 


Mittwoch, den 9. Juni 1880. 


demſelben Sinne aus und bezeichnet gerade die jetzi 
Zelt als geeignet, ſolche kleine Konzeſſionen zu bedeuten ſolle. 
Zeit Alles wieder in den 


Kultusminiſter v. Puttkamer bezeichnete 
die Brüel ſchen Anträge als mit dem Grundgedan⸗ 
ken der Vorlage nicht vereinbar. Nur Kranken- 
pflege, nicht Erziehung ſolle dem Orden, auch die 
Aufnahme neuer Mitglieder nur nach jedesmal ein⸗ 
geholter Erlaubniß geſtattet ſein. Das ſchließe 
nicht aus, daß man über die Frage diskutiren 
könne, ob nicht einzelnen Genoſſenſchaften die Auf- 
nahme neuer Mitglieder bis auf Weiteres generell 
erlaubt werden könne. Doch bitte er, die Anträge 
als zur Zeit zu weit gehend abzulehnen. 

Abg. Irhr. v. Schorlemer-Alſt beklagt, 
daß die Vorlage auch in dieſer Hinſicht nicht weit 
genug entgegenkomme. Wenn man geheime Gejel- 
ſchaften, z. B. Freimaurer, dulde, jo ſei es gera- 
dezu verfaſſungswidrig, preußiſchen Katholiken in 
der Vereinsfreiheit eine Beſchränkung aufzuerlegen. 
Er giebt eine Reihe ſtatiſtiſcher Daten über die 
ſchädlichen Wirkungen, welche die Aufhebung derje⸗ 
nigen Orden für das Land zur Folge gehabt, 
die ſich mit dem Unterrichte der Jugend beſchäf⸗ 
tigen. 

Ag D. Franz vertheidigt die Brüel'ſchen 
Anträge, welche keinen prinzipiellen Widerſpruch zu 
dem Geſetz enthielten, ſondern mit demſelben nur 
ein gemeinſames humanes Ziel verfolgten. Er er- 
kenne geen an, daß Herr v. Puttkamer die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ſehr human gehandhabt hatte, 
dies ſei aber eine Ausnahme. Mit ſolchen Maß- 
regeln kann man die kirchlichen Kräfte zur Thä⸗ 


tigkeit bei der Löſung der ſozialen Frage nicht an- 
regen. N 
länger als 14 Tage für ihre Arbeiten benöthigen. 


Abg. Reichenſperger ſpricht ſich in 


machen. 

Abg. v. Bennigſen erkennt das ſegens⸗ 
reiche Wirken der Krankenſchweſtern auch in Han- 
nover an, und iſt geneigt, Erleichterungen zu be⸗ 
willigen. Solche Erleichterungen enthalte die Vor⸗ 
lage in hohem Maße und wolle er dieſer bei- 
ſtimmen. Maßregeln aber, welche implieite auf 


die Aufhebung des Ordensgeſetzes hinzielten, müſſe 
er verwerfen. 


Abg. Dr. Windthorſt plaidirte für die 
Brütl'ſchen Anträge. Die Krankenpflegeorden müß⸗ 
ten mehr Freiheit haben, wenn ſie nicht ganz auf- 
hören ſollten. Der Grundſatz der Parität verlange, 
daß die katholiſchen Ordensſchweſtern nicht ſtrenger 
beaufſichtigt werden, als die proteſtantiſchen Diako⸗ 
niſſinnen 

Bei der Abſtimmung über Artikel 10 werden 


die erſten 5 Zeilen einſtimmig, das Wort „wider⸗ 


ruflich“ mit 14 gegen 7 Stimmen angenommen; 
der Antrag Brüel zu Abſatz 1 wird mit 15 gegen 
6 Stimmen abgelehnt, der zweite Satz, ſowie Ab- 
ſa 2 und 3 mit 15 gegen 6 Stimmen ange- 


nommen.) 


Der Zuſatzantrag Brüel und ein noch etwas 
weiter gehender Antrag v. Schorlemer-Alſt fiel ge- 
gen 6 Stimmen. 

Endlich wird der ganze Art kel 10 mit 15 


(der Konſervativen, Freikonſervativen, Centrum, des 
einen Polen und des Abg. Gneiſt) Stimmen ge⸗ 


gen 6 (4 Nationalliberale und 2 Fortſchrittler) 
angenommen. 

Die Kommiſſion ging demnächſt zur Berathung 
des letzten Artikels (11) der Vorlage über. Zu 
demſelben hat der Abg. Brüel folgende Faſſung 
beantragt: 

„Durch Königliche Verordnung können unter 
Abänderung des Geſetzes vom 20. Juni 1875 
$ 12 und 5 (G.-S. S. 241) zum Vorſitze in 
Kirchenvorſtänden von katholiſchen Kirchengemein⸗ 
den deſſen geiſtliche Mitglieder berufen werden“, 

während die Regierungsvorlage ohne Erwähnung 
der geiſtlichen Mitglieder die Regelung des Vorſitzes 
im Kirchenvorſtande lediglich der Königl. Verord- 
nung vorbehält. 

Abg. Schmidt (Sagan) erklärt Namens 
der Freikonſervativen, daß dieſer Artikel 11 für ſie 
nicht annehmbar ſei, da ein Bedürfniß zur Abän⸗ 
derung der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht nachgewieſen ſei, vielmehr noch alle Gründe 
fortdauerten, welche ſeiner Zeit zum Ausſchluß der 
Geiſtlichen vom Vorſitz im Kirchenvorſtande geführt 

ätten. 

Abg. v. Cuny ſtimmt dem bei und meint, 
jedenfalls müßten Geſetze, wenn ſte ſchlecht ſeien, 
durch Geſetze geändert werden und nicht durch Ver⸗ 
ordnung. 


Redaktion, Druck u. Verlag von R. Graßmann. 
Stettin, Kirchplatz Nr. 3. 
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Sprechſtunde nur v. 12—1 Uhr 


Der letzteren Anſicht iſt auch der Abg. v 
Bennigſen, obgleich er anerkennt, daß man 
materiell mit der Erledigung der Frage des Vorſitzes 
durch Zulaſſung der Geiſtlichen zu dem Vorſitze ſehr 
wohl einverſtanden ſein könne; aber darum handle 
es ſich nicht, ſondern darum, ob eine geſetzlich re⸗ 
gulirte Materie jetzt durch Verordnung regulirt 
werden ſolle; dafür fehle es an jedem Motiv; der- 
ſelben Anſicht ſind die übrigen Liberalen, und auch 
der Abg. v. Zedlitz ſtimmt dem bei. Dagegen 
will der Abg Graf Limburg-Stirum in 
erſter Leſung nicht nur für die Negierungsvorlage, 
ſondern auch für den Antrag Brüel ſtimmen. 

Demgemäß wird denn auch der Art. 11 in 
der Faſſung Brüel mit 11 gegen 10 Stimmen an- 
genommen (Liberale und Konſervative gegen Liberale 
und Freikonſervative). 

Nachdem jo die Artikel der Regierunge vorlage 
erledigt waren, beantragte Abg. Schmidt (Sa- 
gan) die Hinzufügung eines neuen Artikels, nach 
welchem „die Beſtimmungen dieſes Geſetzes — mit 
Ausnahme des Art. 3 — außer Wirkſamkeit treten 
mit dem 1. Januar 1882.“ In dieſem Antrag 
will der Abg. Grimm (konſ.) noch einſchalten „mit 
Ausnahme des Art. 10.“ 

Der Kultusminiſter erklärt, daß die 
Regierung der beantragten Friſtbeſtimmung nicht ab⸗ 
lehnend gegenüberſtehe; die Abſicht der Regierung 
ſei von vornherein auf ein Geſetz tranſttoriſchen 
Charakters gerichtet geweſen; er müſſe jedoch bitten, 
jedenfalls den Art. 10 nach dem Antrage Grimm 
von der Zeitbeſtimmung auszuſchließen. 

Abg. Windthorſt führt aus, für ihn jet 

Zeitbeſtimmung eigentlich 


wie er durch die Matgeſetze geworden, zurückkehren, 
jo begreife er nicht, wie die Regierung ſich die 
Initiative in einer ſo wichtigen Sache aus der 
Hand nehmen laſſen könne. Wenn ſie von Anfang 
an ein tranſttoriſches Geſetz beabſichtigt habe, hätte 
fie dem Landtage doch nicht ein definitives Geſetz, 
wie es geſchehen ſei, vorlegen dürfen. Ihm werde 
vorläufig das Geſetz durch eine Zeitbeſtimmung nicht 
annehmbarer. Wenn die Regierung offen nur eine 
beſtimmte Vollmacht zu Verhandlungen für eine ge- 
wiſſe Zeit verlange, ſo werde das als ein Schritt 
zur Einleitung des Friedens betrachtet werden 
können. So ſei die Vorlage aber nicht einge- 
bracht; er verſtehe dieſelbe überhaupt nach den Er- 
läuterungen, die er in der Kommiſſion erhalten 
babe, nicht mehr. Man würde die Maigeſetzgebung 
mit zahlreichen Härten aufrecht erhalten; unter jol- 
chen Umſtänden ſei eine Friſtbeſtimmung nicht an⸗ 
nehmbar. 

Auch Ag. Brüel erklärt fi entſchleden 
gegen die Friſtbeſtimmung; dieſe Klauſel werde nur 
die Bedeutung haben, zu neuen Verhandlungen mit 
dem Papſt zu drängen 

Abg. v. Bennigſen iſt der Anſicht, daß 
die Friſt allerdings auf die Beſchlüſſe der Kom⸗ 
miſſion, wie fie jetzt vorliegen, ſehr wenig paßt, 
aber es handle ſich gegenwärtig vor Allem um den 
Grundſatz, ob ein Geſetz von dem Charakter des 
vorliegenden überhaupt ohne Friſtbeſtimmung moͤg⸗ 
lich ſei; nur deshalb würden die Liberalen jetzt für 
die Friſt ſtimmen, unter vol tändigem Vorbehalt 
ihrer demnächſtigen Stellung zu der ganzen Vorlage, 
die ja davon abhängig ſein werde, ob dieſelbe einen 
auch den Liberalen annehmbaren Inhalt erhalte. 
Das Vorgehen der Staatsregierung ſei ja nur als 
ein Verſuch zu betrachten, der nach Ablauf der Friſt 
in ſeiner Wirkung zu kontroliren ſei. 

Der letzteren Auffaſſung ſtimmt auch der 
Kultusminiſter bei, da es ſich zunächſt le⸗ 
diglich um den Ausdruck eines Grundsatzes handle 
und um die Geltendmachung der politiſchen Ueber⸗ 
zeugung, daß zum Zuſtandekommen des Geſetzes 
die Friſtbeſtimmung erforderlich ſei. Die Regierung 
betrachte in der That das ganze Vorgehen wie 
einen Verſuch. 

Die Abgg. Windthorſt und Reichen 
ſperger betrachten unter dieſen Umſtänden die 
Friſtbeſtimmung für ſehr bedenklich und unanneben⸗ 
bar. Dieſelbe wird demnächſt nach dem Antrage 
Schmidt mit 15 gegen 6 Stimmen des Centrums 
angenommen, nachdem der Antrag Grimm, den Art. 10 
von der Friſtbeſtimmung auszuſchließen, gegen 9 
Stimmen abgelehnt war. 

Damit iſt die erſte Leſung der Vorlage been- 


digt. Allſeitig wird anerkannt, daß die Vorlage, 


gegenwärtigen Zufland, 


— wie ſie jetzt nach den Beſchlüſſen der erſten 
Leſung geſtaltet iſt, — ein Nonſens und daher 
in dieſer Form unhaltbar iſt. Mit Rückſicht auf 
dieſen Umſtand und um den verſchiedenen Parteien 
Zeit zu einem Verſuch der Verſtändigung über die 
annehmbare Faſſung zu laſſen, wird die nächſte 
Sitzung auf Donnerſtag anberaumt. 

— Der „Kölniſchen Zeitung“ wird aus Rom 
vom 8. Juni telegraphirt: „Kardinal Jacobini hat 
Auftrag erhalten, der deutſchen Regierung mitzu⸗ 
theilen, daß die Kurie bereit ſei, neue Verhandlun⸗ 
gen mit Deutſchland anzuknüpfen.“ 

Dieſe Nachricht wird uns auf telegraphiſchem 
Wege übermittelt; ſie bildet ein Pendant zu dem 
berühmten Telegramm, welches die „Kölniſche Zei⸗ 
tung“ am Sonntag vor 14 Tagen aus Rom er- 
hielt. Der Inhalt des letzteren hat ſich ja im 
Weſentlichen beſtätigt und wir haben keinen Grund, 
dieſer neueſten Nachricht mit Mißtrauen uns gegen⸗ 
überzuſtellen. Offenbar kämpften in Rom ver⸗ 
ſchiedene Strömungen mit einander; das ging 
hervor aus der Sorgfalt, mit welcher davor ge- 
warnt wurde, dieſe oder jene Auslaſſung römiſcher 
Journale als die Meinung der Kurie zu betrach- 
ten. Es iſt durchaus glaubhaft, daß die „fried⸗ 
fertige" Strömung die Oberhand gewonnen hat. 
Man muß ſich dabei freilich vor dem Mifver- 
ſtändniſſe hüten, als ob die friedliebende Partei 
in Rom gewillt ſei, größere Zugeſtändniſſe zu ma⸗ 
chen; der ganze Unterſchied beſteht darin, daß die 
eine ihren Vortheil in dem Verzögern der Verhand⸗ 
lungen zu finden glaubt, die andere in dem drohen⸗ 
den Abbruch der Verhandlungen. 

Wer die Haltung der Centrumsmitglieder im 
Laufe der Kommiſſtons⸗Berathungen beobachtet hat, 
dem muß ſich die Ueberzeugung aufgedrängt haben, 
daß ſie den Wunſch hegen, das Eiſen im Feuer zu 
behalten. Sie haben ſich mit Sorgfalt die Frei⸗ 
heit vorbehalten, ſpäter Ja zu ſagen, wo ſie heute 
Nein ſagen; ſie haben den — übrigens von uns 
nicht gemißbilligten — Grundſatz aufgeſtellt, daß 
man ein Uebel annehmen könne, um ein noch grö⸗ 
ßeres Uebel zu verhüten. 


Recht eigenthümlich erſcheint es, daß jene rö⸗ 
miſche Nachricht, welche dem Centrum eine größere 
Annäherung an die Regierung erleichtert, gerade in 
dem Augenblicke erſcheint, wo fie eine hohe praf- 
tiſche Bedeutung gewinnen kann. Die erſte Leſung 
der Kommiſſion hat heute ihren Abſchluß gefunden. 
Man kann dieſe erſte Leſung lediglich als eine Re⸗ 
kognoszirung bezeichnen. Sie hat gezeigt, wie die 
Dinge laufen werden, wenn man ſie ſich ſelbſt über- 
läßt. Nun bleibt ein Tag frei für Verſtändigungs⸗ 
verſuche hinter den Kouliſſen. Vielleicht wird noch 
ein zweiter Tag für denſelben Zweck frei gegeben 
werden. Sind aber bis dahin keine Reſultate er- 
reicht, jo wäre es beſſer, daß das Geſetz zurückge ⸗ 
zogen wird, als daß ſich das Schauſpiel wieder- 
holt, wie Pag Fer role und in jeder Beziehung 

eſchlüſſe gefaßt werden. 

Von konſervativer Seite iſt die Anregung aus⸗ 
gegangen, mit der freikonſervativen und der natio- 
nallibtralen Partei eine Verſtändigung zu ſuchen; 
ob ſie gleichzeitig auch mit dem Centrum Fühlung 
geſucht haben, darüber wiſſen wir Nichts. Zwiſchen den 
Freikonſervativen und den Konſervativen wird die 
Einigung anſcheinend nur dann zu erzielen ſein, 
wenn die Letzteren das Amendement Zedlitz zu dem 
Artikel 4 annehmen, wonach die Rückkehr der Bi⸗ 
ſchöfe nur unter genau formulirten Vorausſetzungen 
zuläſſig ſein ſoll. Den Konſervativen wird es an⸗ 
ſcheinend ſchwer, auf dieſen Vorſchlag einzugehen; 
wenn ſie ſich aber dazu entſchließen, ſo werden an⸗ 
ſcheinend die Freikonſervativen auf die Stellung an- 
derer Bedingungen verzichten. 


Eine Verſtändigung mit den Nationalliberalen 
wird ſich freilich auf dieſer Grundlage nicht erzie⸗ 
len laſſen. Eine erhebliche Anzahl von Mitgliedern 
dieſer Partei geht von der Anſchauung aus, daß 
es entſchieden am heilſamſten ſei, daß Geſetz ganz 
und gar abzulehnen. Andere, die nicht jeden Ver⸗ 
ſuch zu einer Verſtändigung von der Hand weiſen, 
nehmen doch an den Art. 2, 4 und 9 einen nicht 
zu überwindenden Anſtoß. 

Was den äußeren Verlauf der Dinge anbe- 
trifft, ſo nimmt man an, daß die zweite Leſung 3 
Tage in Anſpruch nehmen wird. Für Abfaſſung, 
Verleſung und Druck des Berichts müſſen einige 
Tage freigelaſſen werden und erſt, nachdem derſelbe 
2 Tage vertheilt war, kann die Plenarſitzung anbe⸗ 
raumt werden. 

Der Termin für die letztere zieht ſich daher 
immer weiter hinaus. 


— Die Mittheilungen der „Kölniſchen Zei⸗ 
tung“ über die Aeußerungen, welche Fürſt Bismarck 
zur gegenwärtigen Lage gethan, beſchäftigen die 
Preſſe in ſehr umfangreicher Weiſe. Man nimmt 
an, daß man hier mit Aeußerungen zu thun hat, 
die von Anfang an dazu beſtimmt geweſen ſind, 
durch Veröffentlichung zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht zu werden. Als der Kern der Aeußerungen 
des Fürſten iſt hervorzuheben, daß er in der kirchen⸗ 
politiſchen Frage den Dingen ihren Lauf laſſen 
will. Es ſcheint nicht in ſeiner Abſicht zu liegen, 
durch Verhandlungen mit den Parteien das Schick⸗ 
ſal der Vorlage ſicher zu ſtellen. Und wenn ſie, 
wie es hiernach unvermeidlich erſcheint, fällt, will 
er weder eine Auflöſung des Landtages vornehmen, 
noch feine. Demiſſion fordern. Ja, er will ſich 
nicht perſönlich allzu ſtark für die Vorlage enga⸗ 
giren, um nicht zu einem energiſchen Schritt gedrängt 
zu werden. 

Aber weiter; nicht allein für dieſen Fall will 
der Fürſt ſich eine etwas kühlere Auffaſſung der 
Verhältniſſe zur Regel machen; er will es im All- 
gemeinen vermeiden, mit beſonderem Eifer in die 
inneren Angelegenheiten einzugreifen und ſeine Kraft 


für die Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten 
aufſparen. | 


nend in einer tiefen Verſtimmung über die Entwicke⸗ 
lung der politiſchen Angelegenheiten; in ſeinen Fol⸗ 


Kraft des Reichskanzlers für die Leitung der aus⸗ 


Dieſer Entſchluß hat ſeinen Urſprung anſchei⸗ 


gen kann er, in der rechten Weiſe durchgeführt, ſehr 
heilſam werden. 

Eine gewiſſe Enthaltſamkeit von neuen weit⸗ 
tragenden und gründlich umgeſtaltenden Plänen ent⸗ 
ſpricht dem Bedürfniſſe des Landes und der Stim⸗ 
mung des Volkes. Wenn Fürſt Bismarck fi ent⸗ 
ſchließen kann, nicht darauf zu beſtehen, daß Alles, 
was ihm wünſchenswerth erſcheint, mit Haſt durch⸗ 
geführt wird, ſo wird dies als eine Wohlthat em⸗ 
pfunden werden. Und noch freudiger werden wir 
es begrüßen, wenn die Erhebung von Bedenken in 
inneren Fragen nicht mehr mit der Androhung eines 
Demiſſtonsgeſuches beantwortet wird; die ungetheilte 


wärtigen Angelegenheiten jo lange als möglich er- 
halten zu ſehen, iſt gewiß ein im deutſchen Volke 
weitverbreiteter Wunſch. 

— Die Konferenz für Marokko hat am 1. 
Juni ihre fünfte Sitzung gehalten und endlich die 
Verhandlung über das Recht auf Schutz, welches 
den fremden Kaufleuten gegenüber den einheimiſchen 
Beamten zuſteht und in den Verträgen von 1767 
mit Frankreich und von 1864 mit Spanien beſtä⸗ 
tigt, endlich in der franzöſiſchen Konvention von 
1863 geregelt if, begonnen. In den früheren 
Sitzungen hatten, wie dem „Temps“ aus Madrid 
vom 2. d. berichtet wird, die Bevollmächtigten 13 
Vorſchläge raſch durchgeprüft und ohne Debatte ge⸗ 
nehmigt, die ſchon in den Vorkonferenzen von 
Tanger im vorigen Jahre beſprochen worden waren 
und auf die in allen Verträgen anerkannten Pri⸗ 
vilegien der Eingeborenen Bezug haben, die als 
Konſular⸗Agenten dienen oder ſonſt bei den Ge⸗ 
ſandtſchaften und Konſulaten verwendet werden. 
Die Konferenz hat von den marokkaniſchen Ge⸗ 
ſandten das Zugeſtändniß erwirkt, daß die privile⸗ 
girten Eingeborenen dieſer Kategorie in dem ganzen 
Umfange des marokkaniſchen Gebietes ausgewählt 
werden können. Der marokkaniſche Geſandte hat, 
da er den Widerſtand der Geſandten Frankreichs, 
Italiens und Portugals gegen jede Einſchränkung 
des Protektionsrechtes zu Gunſten der Kaufleute 
vorausſah, der Konferenz mehrere Vorſchläge unter- 
breitet, welche darauf abzielten, dieſen Schutz zu 
regeln, ihn lediglich auf die Vermögensintereſſen, 
welche der europäiſche Kaufmann den einheimiſchen 
Agenten anvertraut hat, zu beſchränken und die letz⸗ 
teren ſonſt den übrigen Unterthanen Marokko's 
durchaus gleichzuſtellen. Er verlangt ferner, daß 
die Kaufleute ihre Agenten nur in den Städten 
und Häfen, nicht aber auf dem flachen Lande wäh⸗ 
len dürfen. Dieſe Einſchränkungen werden von 
England, Spanien, Deutſchland und den Vereinigten 
Staaten genehmigt werden, wogegen Italien, Por- 
tugal und Frankreich ſie bisher ablehnen. . 

Ueber die Frage der Juden ſoll ſpäter ver 
handelt werden; doch werden zu ihren Gunſten bei 
Herrn Canovas gewaltige Anſtrengungen gemacht 
von Deputationen der Juden von Tanger und von 
israelitiſchen Perſönlichkeiten, die aus Deutſchland 
eingetroffen und am letzten Montag dem Herrn 
Canovas von dem Vertreter des Hauſes Rothſchild 
vorgeſtellt worden ſind. Die Regierungen von 
Oeſterreich, Portugal, Italten und England dringen 
darauf, daß in den Konferenzprotokollen von dem 
Verſprechen des Sultans von Marokko ausdrücklich 
Akt genommen werde, die Gewiſſensfreiheit, das 
Vermögen und die Perſonen ſeiner jüdiſchen und 
chriſtlichen Unterthanen zu reſpektiren, ſeinen Ferman 
von 1864 zur Ausführung zu bringen und den 
noch ſo häufigen Gewaltthätigkeiten gegen die Juden 
in Marokko ein Ziel zu ſetzen. 


Provinzielles. 

Stettin, 9. Juni. Am Sonntag, den 6. 
Juni, ſind aus den Städten Greifenhagen, Gartz 
und Fiddichow 30 Fiſcher nach Berlin abgereiſt, 
um die internationale Fiſcherei⸗Ausſtellung zu be⸗ 
ſuchen und dort ihre Kenntniſſe auf dem Gebiete 
der Fiſcherei zu erweitern. Wiederholt iſt ja von 
kompetenter Seite darauf hingewieſen worden, daß 
es für die Fiſcher unſerer Gegend höchſt lehrreich 
fein würde, dieſe wirklich Großartiges blietende Aus ⸗ 
ſtellung in Augenſchein zu nehmen und jo aus 
eigener Wahrnehmung kennen zu lernen, in welcher 
Weiſe die übrigen Völker unſeres Erdkreiſes den 
Fiſchfang betreiben und die Produkte ihres Fleißes 
zu verwerthen ſuchen; — es verdient daher um ſo 
mehr Anerkennung, daß der frühere Abgeordnete der 
Kreiſe Randow-Greifenhagen, Herr Ur. Dohrn in 
Stettin, durch Beſchaffung der Reiſemittel in Höhe 
von 300 Mark, ſowie der Gewährung des freien 
Eintrittes in die Ausſtellung erwähnten 30 Flſchern 
ſeines heimathlichen Kreiſes die Gelegenheit zur 
lehrreichen Erweiterung ihrer Kenntniſſe geboten hat, 
— ebenſo muß erwähnt werden, daß die Flſcherei⸗ 
Innungsvorſtände der Städte Greifenhagen, Gartz 
und Fiddichow Herrn Dr. Dohrn bei der Auswahl 
ihrer zu deputirenden Innungsgenoſſen mit aner- 
kennenswerther Bereitwilligkeit unterſtützt haben. 

— Zwei Stettiner Durchgänger, zwei Hand⸗ 
lungsgehülfen, welche in der Kaſſe ihres hieſigen 
Prinzipals eine ſtille Anleihe gemacht hatten, um 
nach Amerika zu dampfen, ſind am Sonntag auf 
dem Stettiner Bahnhofe in Berlin angehalten und 
verhaftet worden. Die beiden handelsbefliſſenen 
Europamüden waren bereits mit Ueberfahrtskarten 
verſehen. 

— Dem Kaufmann B. S. Lewin zu Freien⸗ 
walde iſt bekanntlich in der Nacht vom 2. zum 3. 
d. 38. aus feiner Komtoirſtube eine Summe Gel- 
des im ungefähren Betrage von 6000 Mark, meiſt 
aus Reichskaſſenſcheinen beſtehend, geſtohlen worden. 


Die bisherigen Ermittelungen nach dem Thäter ſind 
erfolglos geweſen. 
Belohnung demjenigen zu, welcher den Thäter der⸗ 
art nachweiſt, daß ſeine gerichtliche Beſtrafung er⸗ 
folgen kann. 


Wachtmeiſter bewohnte mit einer Frau Göbel 
in Unterbredow daſſelbe Haus, doch ſcheinen ſie den 
häuslichen Frieden nicht beſonders gepflegt zu ha⸗ 
ben, wie eine Verhandlung in der geſtrigen Sitzung 
des Schöffengerichts bewies. 
kamen Beide ſchon zu früher Morgenſtunde in 
einen Wortwechſel, bei welchem ſie ſich ſolche 
Schmeicheleien ſagten, die wohl in Unter⸗Bredow 


Der Beſtohlene fichert 300 Mk. 


— Die verehelichte Schneidermeiſter Joh. 


Am 6. Auguſt v. J. 


gebräuchlich ſein mögen, welche aber ſelbſt die Zeu⸗ 
gen bei der geſtrigen Verhandlung nicht öffentlich 
wiederholen wollten. Frau Wachtmeiſter gerieth 
deshalb in Zorn, ergriff den Beſen und verſetzte 
ihrer Gegnerin einige Hiebe. Deshalb wegen Miß⸗ 
handlung angeklagt, wurde fie mit 45 M. Geld- 
ſtrafe ev. 15 Tagen Gefängniß beſtraft. 

Eines, ähnlichen Vergehens machte ſich am 5. 
April die Arbeiterfrau Auguſte Neubauer in 
Bredow ſchuldig, nur daß dieſe ſtatt des Beſens 
ein Blechmaaß benutzte und damit den Kopf einer 
Hausgenoſſin bearbeitete. Trotzdem ſie zur Ent⸗ 
ſchuldigung anführt, fie habe dies nur „im Taumel“ 
gethan, wurde ſie für dieſe „Taumelei“ mit 1 Woche 
Gefängniß beſtraft. 

Die unverehel. Marie Bernd. Schantz hat 
zwar das 15. Lebensjahr kaum erreicht, trotzdem 
entwickell fie bereits ein ziemliches Raffinement in 
Ausübung von Diebſtählen; im April d. J. ſchlich 
fie eines Tages in die Wohnung eines Muſikers 
auf der Hohenzollernſtraße und entwendete ein Por⸗ 
temonnate mit Inhalt, wenige Tage ſpäter zog fie 
am Circus Herzog einer Dame im Gedränge ein 
Portemonnaie mit Inhalt aue der Kleidtaſche; das 
entwendete Geld benutzte ſie zum Ankauf von Putz⸗ 
ſachen und Näſchereien. Wegen beider Diebſtähle 
wird ſie mit 3 Wochen Gefängniß beſtraft. 

Die nächſte Verhandlung gegen den Schloſſer⸗ 
lehrling Paul Schmiedeberg, der geſtändig 
iſt, zu Anfang des vorigen Monats 278 leere 
Bierflaſchen geſtohlen und verkauft zu haben, endet 
mit der Verurtheilung des Angeklagten zu 6 Wochen 
Gefängniß. 

— In der Zeit vom 30. Mai bis 6. Juni ſind 
hierſelbſt 17 männliche, 17 weibliche, in Summa 
34 Perſonen polizeilich als verſtorben gemeldet, 
darunter 13 Kinder unter 5 und 12 Perſonen über 
50 Jahre. 

— Die „Alte Grünhofer Schützen 
Kompagnie“ feierte am Montag ihr diesjähriges 
Königsſchießen. Am Morgen zog die Kompagnie 
mit klingendem Spiel vom Vereins-Lokal ab zu dem 
Dampfer, der fie nach dem beliebten Sommerlokal 
aller Schützen und Schüßenfreunde, Glienken, brachte. 
Hier begann nach kurzer Pauſe ein ſehr intereſſantes 


Wettſchießen, aus welchem Herr Torfhändler Krohn 


als König hervorging, nachdem er lange Zeit an 
dem bisherigen König, Herrn Kaufmann Jacob, 
einen gleichen Gegner hatte. Für die Familien 
der Mitglieder waren allerlei Vergnügungen arran- 
girt, ſodaß das Feſt in der größten Gemüthlichkeit 
verlief und ſich die Theilnehmer trotz der ungün⸗ 
ſtigen Witterung erſt bei Einbruch der Dunkelheit 
auf den Heimweg begaben. In dem Schützenhauſe 
zu Glienken ſind übrigens in dieſem Jahre mehrere 
den Beſuchern angenehme Aenderungen vorgenom- 
men worden; fo iſt eine geräumige Kolonade er- 
richtet, welche bei plötzlich eintretendem Regenwetter 
für eine zahlreiche Geſellſchaft hinreichend Schutz 
gewährt, ſodaß der Saal von der tanzluſtigen 
Jugend benutzt werden kann. Auch der Weg von 
Gotzlow nach Glienken iſt vollſtändig geebnet, 
trocken gelegt und dadurch ſelbſt bei Regenwetter 
zu paſſtren, ſodaß zu erwarten iſt, daß auch an 
Sonntagen manche Familie einen Spaziergang von 
Gotzlow nach Glienken machen wird. — An dem⸗ 
ſelben Tage fand auf dem Julo das Königsſchießen 
der „Alten Bredower Schützen Kom 
pagnie“ ſtatt; dabei errang Herr Glaſermeiſter 
A. Steuer die Königs-, Herr Fleiſchermeiſter 


Th. Jentzen die zweite Ritterwürde. 

— Aus Gollnow wird gemeldet: Nach- 
dem der neugewählte Stadtverordnetenvorſteher, Kauf⸗ 
mann R. Hahn, eingeführt worden iſt und ſein 
Amt übernommen hat, wurde unter deſſen geſchick⸗ 
ter Leitung beute in der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung beſchloſſen, daß die Stadt Gollnow zum Bahn⸗ 
bau Altdamm⸗Kolberg für 60,000 Mark Stamm- 
aktion bedingungslos übernimmt. 


Etter ariſches. 

Maier's Handlexikon des geſammten kauf⸗ 
männiſchen Willens. Bearbeitet vom Profeſſor 
Dr. M. Haushofer, Prof. Dr. Feichtinger, Han⸗ 
delokammerſekretär Dr. J. Landgraf und Anderen. 
Preis pro Lieferung 50 Pfennig. Vollſtändig in 
ca. 25 Lieferungen im Laufe dieſes Jahres. — 
Stuttgart. Verlag von Julius Maier. 

Dieſes Werk ſoll dem Handelsſtande als ein 
praktiſches Hülfs- und Nachſchlagebuch dienen auf 
den großen und weiten Gebieten der Hanbelsthä- 
tigkeit und der Handels intereſſen; es joll in alpha⸗ 
betiſcher Form und gedrängter Darſtellung über alle 
Fragen, welche im Handels leben auftauchen ge⸗ 
wiſſenhafte und raſche Erklärung geben und hiemit 
den vielſeitigen Intereſſen am zweckmäßigſten dienen. 
Seine Auskunftsbereitſchaft erſtreckt ſich ſomit über 
alle kaufmänniſchen Wiſſens fächer aus der Feder 
bewährter Fachmänner und es zieht namentlich auch 
die Waarenkunde in klarer und populärer Darftel- 
lungsweiſe in feinen Bereich. Bei mäßigem Um⸗ 
fange, billigſtem Preiſe und guter Ausſtattung wird 
das Werk ohne Zwelfel ein beliebtes Nachſchlage⸗ 
buch für Jung und Alt im Handelsſtande werden 


W. Jensen die erſte und Herr Fleiſchermeiſter] be 


und ebenſo in jeder Komptoirbibliothek feinen wohl ⸗ 
verdienten Platz finden, 
ſtrebſamen jungen Männern als eine Quelle wahr- 
hafter Belehrung und als ein Förderungsmittel im 
Berufsleben begehrt ſein wird. 


wie es auch von allen 
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Wollberichte. 
Berlin, 6. Juni. Vom Verkehr und Ge⸗ 


ſchäft am hieſigen Platze iſt von der heute beende⸗ 
ten Woche wenig zu berichten, da das Augenmerk 


aller Intereſſenten auf die begonnenen und bevor⸗ 
ſtehenden Wollmärkte gerichtet iſt. Außer einigen 
Verkäufen von in Schmutz geſchorenen deutſchen 
Wollen und Kolonialwollen zu ziemlich unveränder⸗ 
ten Preiſen iſt nichts bekannt geworden. Die von 
der morgen ſchließenden Londoner Auktion eingelau⸗ 
fenen Berichte bringen wenig Erfreuliches, denn bei 
fortgeſetztem Rückgang der Preiſe bleibt die Stim⸗ 
mung ſehr flau und wird vorausſichtlich auch keine 
Veränderung mehr erfahren. Die erſten kleinen 
ſchleſiſchen Märkte verliefen mit ſchleppendem Ge⸗ 
ſchäft, wobei die Preiſe mit etwas unter und etwas 
über den vorjährigen ſich bewegten. Nach allge⸗ 
meiner Anſicht ſollen die Preiſe dieſer Märkte für 
die nun auch in nächſter Woche beginnenden nord⸗ 
deutſchen Märkte gar nicht maßgebend ſein, weil 
die letzteren mit den Preiſen der Kolonialwollen zu 
konkurriren haben werden. Bis jetzt iſt überall ſich 
täglich mindernde Kaufluſt eingetreten, woran, wit 
man vermuthet, die weichenden Garn- und Waa⸗ 
renpreiſe weſentlich die Schuld tragen ſollen. Auf 
dem Lande iſt überall von der Spekulation weniger 
gekauft als ſonſt und erwartet man deshalb ſtärker 
befahrene Märkte als in den letzten Jahren. 


Telegrapbifche Depeſchen. 

Dortmund, 8. Juni. Heute früh fand auf 
Schacht 2 der benachbarten Zeche Neu⸗Iſerlohn eine 
Entzündung ſchlagender Wetter ſtatt, bei welcher 
mehrere Bergleute getödtet wurden. Bis Mittag 
waren, wie die „Weſtfäliſche Zeitung“ meldet, be⸗ 
reits 8 Todte zu Tage geſchafft. 

Dortmund, 8. Juni. Nach einer weiteren 
Meldung find bei der Erplofion auf der Zeche Neu- 
Iſerlohn 19 Perſonen ums Leben gekommen und 
7 verwundet. Ueber die Veranlaſſung der Explo⸗ 
ſion verlautet noch nichts. 

Würzburg, 8. Juni. In der heutigen Schluß⸗ 
ſizung der Wanderverſammlung der baieriſchen Land⸗ 
wirthe, welcher Prinz Ludwig beiwohnte, ſprach 
Thüngen Roßbach gegen die neuen direkten Steuer- 
reformentwürfe des Finanzminiſters v. Riedel. Die 
Verſammlung nahm hierauf einen Antrag Thüngen's 
gegen die Reformentwürfe an und ſetzte eine Kom⸗ 
miſſion ein zur Ausarbeitung von Detailoorſchlä⸗ 
gen. Die Kommiſſion beſteht aus Thüngen, Baron 
Lerchenfeld und Dr. Buhl. Der Miniſter des In- 
nern v. Pfeufer proteſtirte gegen die Aeußerung 
Thüngen's, daß die Beamten alle Schuld an der 
ſchlimmen modernen Geſetzgebung trügen und erhob 


ferner dagegen Einſpruch, daß der abweſende Fi⸗ 


nanzminiſter aggreſſiv in die Diskuſſion gezogen 
werde. Der Miniſter des Innern verließ hierauf 
die Verſammlung. Zum nächſten Verſammlungsort 
wurde Speyer gewählt. 

Wien, 8. Juni. Sämmtliche Landtage wur⸗ 
den in feierlicher Weiſe unter Hochrufen auf den 
Kaiſer mit patriotiſchen Anſprachen der Vorſſtzenden, 
welche in Prag, Ins bruck, Czernowitz und Zara in 
beiden Landesſprachen gehalten wurden, eröffnet. 
In Salzburg erklärte die der verfaſſungstrenen 
Partei angehörige Minorität, ſo lange die Ernen- 
nung des Landeshauptmanns und jeines Stellver- 
treters nicht erfolgt ſei, an den meritoriſchen Ver⸗ 
handlungen nicht theilnehmen zu können. In Lem⸗ 
berg ſprach der Landesmarſchall Wodzickt die Hoff⸗ 
nung auf Gewährung der Dezentralijation der 
Verwaltung aus, welche nach der Verfaſſung zu- 
laſſig jet. 

Brüſſel, 8. Junl. Nach dem nunmehr voll⸗ 
ſtändig vorliegenden Reſultate der heute ſtattgehab⸗ 
ten Wahlen zur Repräſentantenkammer haben die 
Liberalen, abgeſehen von den noch erforderlichen 4 
Stichwahlen, jetzt eine Majorität von 12 Stim⸗ 
men, möhrend dieſelbe früher nur 10 Stimmen 


rug. 

Paris, 8. Juni. Die Ernennung Challemel- 
Latour's zum Botſchafter in London wird für 
wahrſcheinlich gehalten, iſt indeſſen noch nicht 
erfolgt. 

Leon Say wird, ſoweit bis jetzt beſtimmt, am 
Sonnabend hier eintreffen. 

Petersburg, 8. Juni. Der „Regierungs⸗ 
bote“ bringt in ſeiner heutigen Beilage ein Reſkript 
des Kaiſers an den Grafen Loris-Melikoff, in wel⸗ 
chem es heißt, die von allen Ständen der Peters⸗ 
burger Bevölkerung bei Ueberſührung der ſterblichen 
Ueberreſte der Kaiſerin aus dem Winterpalats nach 
der Peter⸗Paulskathedrale bekundete Thellnahme habe 
ihn und die kaiserliche Familie mit großem Troſt 
in ihrer tiefen Trauer erfüllt. Dieſer aufrichtige 
Ausdruck der Liebe und Treue habe von jeher ein 
unbeſtreitbares Zeugniß abgelegt von der zwiſchen 
dem ruſſiſchen Volke und ſeinem Kaiſerhauſe herr⸗ 
ſchenden Einigkeit, welche die Vorſehung zum Ruhme 
und Glücke Rußlands immer unerſchüttert erhalten 
möge. Schließlich beauftragt der Kaiſer den Gra- 
fen Loris-⸗Melikoff, allen Bewohnern der Reſidenz 
ſeinen herzlichen Dank für die bewieſene Theilnahme 
auszudrücken. 

Petersburg, 8. Juni. Nach elner offiziellen 
Bekanntmachung findet die feierliche Betſetzung der 
Leiche der Kaiſerin in der St. Peter- und Pauls⸗ 
Kathedrale morgen Vormittag um 10 Uhr ſtatt 

Chicago, 8. Juni. Die Konvention ſetzte 
heute die Abſtimmung über die Präſtdentſchafts⸗ 
Kandidaten fort. Bei der 36. Abſtimmung wurde 
Garfield, Kandidat der Republikaner, zum Präſl⸗ 
dentſchafts⸗Kandidaten ernannt. 


